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2. Entwurf

Tagesordnung und Zeitplan 

der 1. Tagung des 2. Landesparteitags der LINKEN Brandenburg

Sonnabend, 13.03.2010

10.00 Uhr
Eröffnung

10.10 Uhr
Konstituierung des Parteitags

· Wahl des Tagungspräsidiums

· Beschluss der Tagesordnung mit Zeitplan, der Geschäftsordnung und der Wahlordnung

· Wahl der Kommissionen:

- Mandatsprüfungskommission

- Redaktionskommission

- Wahlkommission

- Antragskommission

10.40 Uhr
Rede des Landesvorsitzenden Thomas Nord zum Leitantrag

11.00 Uhr
Diskussion zum Leitantrag

12.20 Uhr 
Bericht der Mandatsprüfungskommission

12.25 Uhr
Beschlussfassung zum Leitantrag

12.30 Uhr
Mittagspause

13.30 Uhr 
Rede der Fraktionsvorsitzenden im Brandenburger Landtag Kerstin Kaiser

13.50 Uhr
Diskussion zum Antrag 2 zur Regierungsarbeit

15.00 Uhr 
Rede des stellvertretenden Ministerpräsidenten Helmuth Markov

15.20 Uhr 
Beschlussfassung zum Antrag 2 zur Regierungsarbeit

15.45 Uhr
Anfragen und Beschlussfassung zu den Berichten

· des Landesvorstands

· der Landesschiedskommission

· der Landesfinanzrevisionskommission

15.50 Uhr
Aufstellung der Liste der KandidatInnen für den Landesvorsitz

16.10 Uhr
Wahlgang zur Wahl der/des Landesvorsitzenden


Pause

16.40 Uhr
Beschlussfassung zum Vorschlag des Landesvorstands über die Zahl der zu wählenden Stellvertreter, 


Aufstellung der Liste für die Funktion

· der weiblichen stellvertretenden Landesvorsitzenden, 

· der restlichen stellvertretenden Landesvorsitzenden (gemischte Liste),


Bekanntgabe des Ergebnisses der Wahl der/des Landesvorsitzenden

17.10 Uhr
Wahlgänge zu den stellvertretenden Landesvorsitzenden (Frauen und gemischte Liste)

17.20 Uhr
Aufstellung der Listen zu den Wahlen für die Funktionen

· der Landesgeschäftsführerin/des Landesgeschäftsführers (LGF)

· der Landesschatzmeisterin/des Landesschatzmeisters (LSM)


Bekanntgabe der Ergebnisse der Wahlgänge zu den stellvertretenden Landesvorsitzenden (Frauen und gemischte Liste)

17.45 Uhr
Wahlgänge zu den Funktionen LGF und LSM 
mit Pause fürs Abendessen

18.30 Uhr
Bekanntgabe der Ergebnisse der Wahlgänge zu den Funktionen LGF und LSM


Aufstellung der Listen für die Sicherung der Mindestquotierung Frauen für die Wahl

· zum Landesvorstand, 

· zur Landesfinanzrevisionskommission 

· zur Landesschiedskommission

· der Delegierten und Ersatzdelegierten im Bundesausschuss

20.20 Uhr
Wahlgänge zur Sicherung der Mindestquotierung für die Wahlen 

· zum Landesvorstand, 

· zur Landesfinanzrevisionskommission 

· zur Landesschiedskommission

· der Delegierten und Ersatzdelegierten im Bundesausschuss

20.30 Uhr
Verständigung zur Situation in der Bundespartei mit Redebeiträgen von Gesine Lötzsch, Klaus Ernst, Caren Lay und Werner Dreibus

Diskussion und Anfragen (offen auch für Nicht-Delegierte des Landesparteitages)

21.30 Uhr 
Abschluss des 1. Beratungstages

Sonntag, 14.03.2010

9.00 Uhr
Bekanntgabe der Ergebnisse der Wahlgänge zur Sicherung der Mindestquotierung Frauen für die Wahlen 

· zum Landesvorstand, 

· zur Landesfinanzrevisionskommission 

· zur Landesschiedskommission

· der Delegierten und Ersatzdelegierten im Bundesausschuss

9.15 Uhr
Aufstellung der gemischten Liste für die Wahl

· zum Landesvorstand, 

· zur Landesfinanzrevisionskommission 

· zur Landesschiedskommission

· der Delegierten und Ersatzdelegierten im Bundesausschuss

10.55 Uhr
Bericht der Mandatsprüfungskommission

11.00 Uhr
Wahlgänge zu den gemischten Listen 

· zum Landesvorstand, 

· zur Landesfinanzrevisionskommission 

· zur Landesschiedskommission

· der Delegierten und Ersatzdelegierten im Bundesausschuss

11.20 Uhr
Podiumsdiskussion zur Aufarbeitung der jüngsten Geschichte

13.00 Uhr
Bekanntgabe der Wahlergebnisse 

13.10 Uhr
Mittagspause

14.00 Uhr
Behandlung und Beschlussfassung des Antrages 4 (Biografien) mit begrenzter Debatte

14.30 Uhr 
Behandlung und Beschlussfassung des Antrages 5 (Satzungsänderungen) mit begrenzter Debatte

14.45 Uhr 
Behandlung und Beschlussfassung des Antrages 6 (Trennung von Amt und Mandat) mit begrenzter Debatte 

15.15 Uhr 
Behandlung und Beschlussfassung weiterer Anträge

15.30 Uhr
Schlusswort der/des Landesvorsitzenden

* Alle Wahlgänge mit „fliegenden Urnen“ – inklusive Ausgabe der Wahlscheine

Vorschlag für die Besetzung der Kommissionen 

Arbeitspräsidium

	Daniel Golze 
	HVL

	Kerstin Meier 
	Ff (O)

	Matthias Loehr
	Lausitz

	Margitta Mächtig 
	BAR

	Stefan Ludwig 
	LDS

	Jana Schulze
	P

	Bernd Sachse 
	MOL

	Birgit Wöllert
	Lausitz

	Thomas Domres 
	Pr

	Kornelia Wehlan
	TF

	Katharina Dahme
	Linksjugend


Redaktionskommission

	Jürgen Maresch
	Lausitz

	Harald Petzold
	HVL

	Thomas Nord
	Ff(O)

	Kirsten Tackmann 
	OPR

	Evelyn Dahme
	P


Antragskommission

	Andrea Johlige
	HVL

	Maritta Böttcher
	TF

	Michael Reimann
	LDS

	René Wilke
	FF(O)

	Norbert Müller
	Linksjugend 


Wahlkommission 

	Sandra Seifert
	Ff (O)

	Sabine Ott
	Pr

	Stefanie Schirner
	LDS

	André Groß
	Lausitz

	Viola Weinert
	LAG SCHULE

	Sebastian Walter
	BAR

	Jörg Mernitz
	LOS

	Detlef Janson
	P

	Ursel Degner
	OHV

	Abstimmungshelfer/innen
	

	MA der Lgst
	

	HelferInnen des KV Potsdam
	


Mandatsprüfungskommission

	André Kaun
	LAUSITZ

	Stefanie Scharp
	TF

	Ute Mieting
	EE

	Werner Müller
	Brb/H

	Gabriele Brandt
	UM


Rechenschaftsbericht des Landesvorstandes

Im Mittelpunkt der Arbeit des Landesvorstandes in den Jahren 2008 und 2009 standen die Wahlen und deren parlamentarische und außerparlamentarische Auswirkungen. 

1. Wahlen
Der Landesvorstand blickt auf einen erfolgreichen Wahlzyklus 2008 und 2009 zurück. Die Erfolge sind nicht nur einer vorausschauenden und klugen Planung, sondern vor allem dem unermüdlichen Einsatz vieler ehrenamtlicher GenossInnen zu verdanken. Dafür sei schon an dieser Stelle ausdrücklich gedankt.

Schon in der ersten Landesvorstandssitzung im Februar 2008 beschäftigte sich der Vorstand mit der Vorbereitung des Kommunalwahlkampfes. Der Vorstand und das eigens berufene Landeswahlkampfbüro haben die Kommunalwahlen, die Europawahl, die Landtags- und Bundestagswahl, sowie die Bürgermeister- und Landratswahlen immer als einheitlichen Wahlzyklus begriffen. Schon früh stand damit ein langfristiges Konzept für die einzelnen Wahlkämpfe als Arbeitsgrundlage zur Verfügung.

Anliegen des Vorstandes und des Landeswahlkampfbüros war es stets, die Kreisebene in die Planungen und Entscheidungen zu den Wahlkämpfen einzubeziehen. So gab es neben zahlreichen Beratungen mit den KreiswahlkampfleiterInnen spezielle Aktivtagungen zur Wahlvorbereitung. Auch der Landesausschuss war maßgeblich in die Vorbereitungen involviert.

Einen besonderen Schwerpunkt nahm schon im Jahr 2008 die personelle Vorbereitung der Landtagswahl ein. Der Landesvorstand debattierte in mehreren Lesungen einen Vorschlag für ein Wahlverfahren zur Aufstellung der Landesliste. In diese Diskussion waren neben dem Landesausschuss auch die Kreisvorstände, die Kreiswahlkampfleiter und die Landtagsfraktion eingebunden. Nach viermonatiger Diskussion beschloss der Landesvorstand dann gemeinsam mit dem Landesausschuss im Juni 2008 ein Verfahren, das u. a. vorsah, zunächst in den Kreisverbänden Vorschläge für die vorderen Listenplätze wählen zu lassen. So sollte eine größere territoriale Breite der zukünftigen Landtagsfraktion erreicht werden. Im Zusammenhang mit dem Wahlverfahren kam es zu einer Reihe von Konflikten. Die Debatte darüber ist fortzuführen.

Einen weiteren Schwerpunkt im Jahr 2008 bildete die inhaltliche Vorbereitung des Landesverbandes auf die Europawahlen. Im Juli 2008 verabschiedete der Vorstand ein Diskussionsangebot zu europapolitischen Leitlinien und eine Reihe von Maßnahmen zur europapolitischen Profilierung des Landesverbandes. Nicht alles davon konnte umgesetzt werden. Vor allem die inhaltliche Debatte der vorgelegten Leitlinien fand nur geringen Widerhall in den Kreisverbänden. Dies war sicher auch der Tatsache geschuldet, dass die Kreisverbände ihre Kraft und Aufmerksamkeit mehr und mehr der Vorbereitung der Kommunalwahl widmeten.

Die Kommunalwahl war für DIE LINKE der gelungene Auftakt in den Wahlzyklus. Unsere Strategie, die WählerInnen, die uns zusätzlich zur Bundestagwahl 2005 und zur Landtagswahl 2004 gewählt hatten, erneut anzusprechen, indem wir auch auf Landes- und Bundesthemen setzen, ist aufgegangen. Die LINKE Brandenburg hat damit das beste Kommunalwahlergebnis in der Geschichte der Gesamtpartei erreicht. Damit haben wir für die kommenden 5 ½ Jahre Augenhöhe mit der SPD in der Kommunalpolitik erreicht. 

Als großen Erfolg schätzte der Landesvorstand auch die gestiegene Wahlbeteiligung ein. Daran hat die LINKE einen großen Anteil. Wir freuen uns außerdem über die Tatsache, dass wir in Kommunen, in denen wir durch Kooperation in Verantwortung sind (z.B. im Landkreis Märkisch-Oderland) oder in denen wir BürgermeisterInnen stellen, keine Stimmenverluste hinnehmen mussten. Wir sind also in der Lage, die Erwartungen von Wählerinnen und Wählern zu erfüllen, wenn wir Verantwortung übertragen bekommen.

Natürlich ist das Wahlergebnis auch einem engagierten Wahlkampf zu verdanken. Es ist schon im Kommunalwahlkampf deutlich geworden, dass sich das Mittel des 48-Stunden-Wahlkampfes beispielsweise gelohnt hat. 

Bedenklich stimmten uns die Ergebnisse der rechten Parteien. Viele Kommunalparlamente mussten nun den richtigen Umgang mit rechtsextremen Abgeordneten finden. 

Mit dem Schwung der erfolgreichen Kommunalwahl startete der Landesverband in die inhaltlichen und personellen Vorbereitungen der Landtagswahl. Mit dem Landesparteitag und der VertreterInnenversammlung im Dezember 2008 wurden dafür die Grundlagen gelegt. Der Parteitag verabschiedete einen Antrag, der Vorschläge der LINKEN für einen Einstieg in einen Politikwechsel im Land formulierte. Dieser Text galt als Grundlage für das zu erarbeitende Landtagswahlprogramm.

Auch zur Wahlstrategie gab es sehr früh Verständigungen (Januar 2009). Es wurde verabredet, sich für einen Politikwechsel stark zu machen und die Bereitschaft bekundet, dafür auch Verantwortung zu übernehmen. Dabei wurde rot-rot nicht als erstrebenswerter Wert an sich definiert. Vielmehr ging es um eine andere Politik. 

Schon früh war klar, dafür würde DIE LINKE mit konkreten Projekten und einem Wahlprogramm, das auf dem Leitbild aufbaut, in den Wahlkampf gehen. Klar war auch, dass sich DIE LINKE darauf einstellen musste, dass die politische Konkurrenz versuchen wird, uns mit dem Geschichtsthema in die Ecke drängen zu wollen. 

Landesvorstand und Kreisvorsitzende stimmten von Anfang an darin überein, dass es wichtig ist, die Mitgliedschaft in die Diskussion der Wahlstrategie und des Wahlprogramms einzubeziehen. Dazu sollten die zehn Regionalkonferenzen genutzt werden, auf denen die DirektkandidatInnen für die Bundestagswahl aufgestellt werden. Auch eine Einstimmung auf die Europawahl sollte hier stattfinden. 

Bereits im Februar 2009 zeichnete sich ab, dass die Mobilisierung für die Europawahl wohl die größte Herausforderung des Jahres werden würde. Hinzu kam, dass der gewünschte innerparteiliche Diskussionsprozess zur europapolitischen Positionierung der Partei nur ungenügend umgesetzt wurde und der Bundesparteitag zum Europawahlprogramm und die VertreterInnenversammlung zur Europawahl eine eher demotivierende Stimmung in den Landesverband projiziert hatten. Auch die durch Personalquerelen überschattete LandesvertreterInnenversammlung zur Bundestagswahl war für die innerparteiliche Mobilisierung kontraproduktiv. Der Landesvorstand entschied daher gemeinsam mit dem Landeswahlkampfbüro eine spezielle Vor- und Briefwahlkampagne zur Europawahl durchzuführen. 

Auf die Ergebnisse der Europawahl sehen wir mit ambivalenten Beurteilungen zurück. Es ist uns gelungen den ersten Platz in Brandenburg zu verteidigen, allerdings mit Einbußen, während die Konkurrenten hinzugewannen.

Schon während des Europawahlkampfes lief die heiße Phase der Wahlkampfvorbereitungen für die Landtagwahl an. Im Mai 2009 hatte ein Landesparteitag den Entwurf des Landtagswahlprogramms als Diskussionsgrundlage beschlossen. Dem schloss sich eine vierwöchige Dialog-Phase an, in der wir unseren Programmentwurf mit zahlreichen gesellschaftlichen PartnerInnen diskutierten. Diese Debatte fand ihren Höhepunkt auf einem Parteitag am 12. Juli 2009, zu dem wir zahlreiche VertreterInnen von Gewerkschaften und Initiativen begrüßen konnten. Der Parteitag beschloss unter anderem in das Programm die Aussage aufzunehmen, dass DIE LINKE Brandenburg für einen Politikwechsel bereit ist, Regierungsverantwortung zu übernehmen.

Schon Ende Juni wurden auf einer Wahlwerkstatt die strategischen und organisatorischen Verfahren mit den KreiswahlkampfleiterInnen und den KandidatInnen festgezurrt. Mit der Eröffnung des Wahlquartiers in den Potsdamer Bahnhofspassagen lief die Wahlkampfkampagne im Sommer an.

Vor allem die Wahlerfolge der LINKEN am 30. August 2009 in anderen Bundesländern haben dem Wahlkampf in Brandenburg noch einmal zusätzlich Feuer gegeben. Zum Kern wurde die Frage, wer stärkste Partei wird. Die LINKE hat darauf nie mit Konstellationsaussagen geantwortet, sondern immer mit inhaltlichen Angeboten. Ziel war es, mit der SPD im Ergebnis Augenhöhe zu erreichen, um unsere Angebote für einen Politikwechsel nach der Wahl auch umsetzen zu können.

Die Wahlziele bei der Bundes- und Landtagswahl wurden erreicht. Außerdem gelang es der LINKEN drei Bürgermeistermandate zu erobern. Uns ist es gelungen, im Land das Wahlergebnis von 2004 bei höherer Wahlbeteiligung zu wiederholen. Das haben wir diesmal nicht mit Protest – wie vor fünf Jahren – sondern mit einem klaren Gestaltungsanspruch geschafft. 

(Für eine detaillierte Analyse verweisen wir hier auf den ausführlichen Wahlkampfabschlussbericht.) 

Leider konnten wir bei den anschließenden Bürgermeister- und Landrätewahlen im Jahr 2009 und 2010 nicht an diese Erfolge anknüpfen. Das gesellschaftliche Klima rund um die Koalitionsbildung, die Geschichtsdebatte und die Personalquerelen innerhalb der Bundespartei haben zu diesen Misserfolgen wohl leider beigetragen.

2. Koalitionsbildung

Das hervorragende Wahlergebnis bei der Landtagswahl fand mit der Bildung einer rot-roten Koalition im Land Brandenburg seine logische Konsequenz. Der Landesvorstand hatte sich auf die damit verbundenen Aufgaben langfristig vorbereitet. Zugleich war der Start der ersten rot-roten Landesregierung für uns mit vielen neuen Herausforderungen verknüpft.

Sofort nach der Wahl verständigte sich der Landesvorstand in seiner Sitzung am 28.9.2009 zu inhaltlichen Schwerpunkten für Sondierungsgespräche. Dazu lag dem Landesvorstand ein Konsenspapier vor, das die Übereinstimmungen beider Wahlprogramme sondierte. Außerdem berief der LV eine Sondierungsgruppe. 

Die Sondierungsgespräche begannen am 1. Oktober 2010. Am 3.Oktober verständigte sich der Landesausschuss erstmals mit der Auswertung der Wahl und der neuen Situation. Der Landesvorstand hatte schon hier frühzeitig versucht, möglichst viele GenossInnen in den Prozess der Koalitionsbildung einzubinden. Am 12. Oktober beschloss die SPD- Sondierungsgruppe ihrem Landesvorstand vorzuschlagen, Koalitionsgespräche mit der LINKEN aufzunehmen. Dem stimmte dieser noch am selben Tag zu. 

Am 13. Oktober berieten daraufhin Landesvorstand und Landesausschuss gemeinsam, ob auch die LINKE Koalitionsverhandlungen mit der SPD aufnehmen sollten. Die Diskussion dazu war intensiv und umfangreich. Auch viele parteiinterne Gäste nahmen daran teil. Letztlich beschlossen beide Gremien, der Aufnahme von Koalitionsverhandlungen zuzustimmen. (40 Ja, 2 Nein, 1 Enthaltung).

In der Zeit vom 14. bis 27. Oktober fanden die Koalitionsverhandlungen im engen Kreis einer jeweils siebenköpfigen Verhandlungsgruppe statt. Mit einer Aktivtagung am 17. Oktober, in der die VertreterInnen der LINKEN zum Stand der Verhandlungen öffentlich informierten, betrat die Partei Neuland. Ziel war es, eine möglichst breite Information der Basis und der Öffentlichkeit über erreichte Verhandlungsergebnisse zu sichern. Am Rande der Tagung verständigte sich der Landesvorstand außerdem zum weiteren innerparteilichen Kommunikationsprozess (Regionalkonferenzen) und zur Einberufung einer außerordentlichen Tagung des Landesparteitages.

Nach der Fertigstellung des Vertragstextes am 28.10.2009 informierte die Verhandlungsgruppe alle Mitglieder des Landesvorstandes, des Landesausschusses und der Landtagsfraktion über das Ergebnis. Auf einer Beratung von LV und LA am Abend des 28. Oktober stellte die Verhandlungsgruppe das Ergebnis ausführlich vor. Für ein inhaltliches Votum zum Vertragstext erbaten sich die Gremien noch etwas Zeit. Zugleich nominierten die Gremien an diesem Abend gemeinsam die Personalvorschläge der LINKEN für die Landesregierung. 

In der Zeit vom 29. Oktober bis 2. November informierten die Mitglieder der Verhandlungsgruppe auf vier intensiv geführten Regionalkonferenzen die Basis der Partei über den Inhalt des Koalitionsvertrags-Entwurfes. Diese teils für alle Beteiligten sehr kräftezehrenden Diskussionen waren erfolgreich und nützlich. Binnen weniger Tagen haben wir mehr als 1500 Genossinnen und Genossen die Chance gegeben, sich mit dem Ergebnis der Verhandlungen vertraut zu machen. 

Auf der Grundlage dieser Diskussionen stimmten die Mitglieder des Landesvorstandes und des Landesausschusses dann am 3. November 2009 per E-Mail für die Annahme des Koalitionsvertrages. Am 4. November stimmte auch ein außerordentlicher Landesparteitag der Koalitionsvereinbarung nach einer nochmaligen intensiven Debatte zu (124 Ja, 15 Nein, 5 Enthaltungen). 

Am 5. November folgte die öffentliche Unterschrift beider Parteien unter den Vertrag und am 6. November die Wahl des Ministerpräsidenten und die Benennung des ersten rot-roten Kabinetts in Brandenburg.

Der Start der neuen Koalition war in den ersten Monaten von einer intensiven Geschichtsdebatte begleitet. Das führte schon in den ersten Wochen zu einer erheblichen Belastungsprobe für die rot-rote Koalition. Die Verantwortung für den dabei eingetretenen Vertrauensverlust in der Öffentlichkeit, gegenüber den Wählerinnen und Wählern und dem Koalitionspartner lag bei der LINKEN. Zwei Landtagsabgeordnete hatten ihre frühere Zusammenarbeit mit dem MfS ganz oder teilweise verschwiegen. 

Der Landesvorstand hat in der öffentlichen, wie auch parteiinternen Debatte immer wieder unseren Anspruch erneuert, aus der Geschichte nicht nur abstrakt zu lernen, sondern wo es nötig ist, auch individuelle Schlussfolgerungen deutlich zu machen. Davon zeugt nicht nur der Beschluss eines eigens einberufenen Kleinen Parteitags im Dezember 2009, sondern auch der Antrag des Landesvorstandes zum weiteren Umgang mit den Biografien an die 1. Tagung des 2. Landesparteitages.

3. Außerparlamentarische Aktivitäten 

Im Vorfeld und in Zusammenhang mit den Wahlkämpfen hat sich der Landesvorstand außerdem an zahlreichen außerparlamentarischen Aktivitäten beteiligt. 

Zu Beginn des Jahres 2008 stand dabei ein Volksbegehren für ein Sozialticket im Mittelpunkt. Dieses konnte im Mai desselben Jahres zurück genommen werden, weil sich die von SPD und CDU geführte Landesregierung zur Einführung eines Mobilitätstickets entschlossen hatte. Damit war diese Initiative genauso erfolgreich, wie die von der LINKEN unterstütze Volksinitiative gegen das Busgeld für Schüler.

Das Volksbegehren „Keine neuen Tagebaue“ konnte hingegen nicht zum Erfolg geführt werden. Trotz intensiven Einsatzes der Mitglieder unserer Partei konnte die nötige Zahl von Unterschriften nicht erreicht werden. Das lag auch an den hohen Hürden für direkte Demokratie in Brandenburg. Als Erfolg unserer Beteiligung an dem Volksbegehren werten wir die verbesserten Beziehungen zu den Umweltverbänden. Auch über das Volksbegehren hinaus hat sich eine gute Zusammenarbeit entwickelt. Dazu trug auch der von der Linksfraktion im Landtag angestoßene Energiedialog bei.

In der Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus haben wir im Rahmen des Handlungskonzeptes Tolerantes Brandenburg und darüber hinaus intensiv daran gearbeitet im Land und vor Ort Bündnisse der demokratischen Kräfte  zu schmieden um den Einfluss rechtsextremistischer Kräfte zurückzudrängen oder gar nicht erst aufkommen zu lassen. Trotzdem ist es der DVU und der NPD gelungen, dort, wo sie zu den Wahlen der Landkreistage und Stadtverordnetenversammlungen angetreten sind, auch Mandate zu bekommen! Allerdings gelang es ihnen nicht, Fraktionsstärke zu erreichen.

Umso bedeutsamer ist, dass es durch die intensive Arbeit aller Demokraten gelungen ist, den Wiedereinzug der DVU und den Einzug der NPD in den Brandenburger Landtag zu verhindern.

Nach wie vor dürfen wir in der Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus jedoch nicht nachlassen. Tatsache ist (u.a.), dass die Anzahl rechtsextremistischer Straf- und Gewalttaten seit Jahren zwar stagniert, es aber eine bedenklich hohe Zahl ist.
In der Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften haben wir ein hohes Niveau erreicht. Dabei haben wir viele inhaltliche Gemeinsamkeiten wenn es um die Bekämpfung von Hartz IV, den Kampf gegen die Rente mit 67, die Schaffung eines gesetzlichen Mindestlohnes, die Ausgestaltung betrieblicher Mitbestimmung  oder die Verabschiedung eines Vergabegesetzes geht.

Der Stellenwert dieser Zusammenarbeit schlägt sich auch im Koalitionsvertrag wieder. 

In der Präambel werden starke Gewerkschaften und kompetente Betriebsräte als unverzichtbare Faktoren der Kraft unseres Landes benannt. Das Landespersonalvertretungsgesetz soll in enger Abstimmung mit den Gewerkschaften novelliert werden und gemeinsam mit den Gewerkschaften wollen wir in der EU für ein neues Verhältnis von sozialen Grundrechten und wirtschaftlichen Grundfreiheiten eintreten.

Der Landesvorstand unterstützte außerdem die Aktivitäten zu den Ostermärschen, die landesweiten Demos gegen Sozialabbau, die Rentenkampagne des Parteivorstandes, die Pflege der internationalen Beziehungen des Landesverbandes und die Bemühungen um die Erarbeitung eines Arbeitsgesetzbuches.

Von einem besonderen Erfolg waren die jahrelangen Aktivitäten für eine freie Kyritz-Ruppiner Heide gekrönt. Im Sommer 2009 gab der Bundesverteidigungsminister den Verzicht der Bundeswehr auf den Schießplatz bekannt. 

4. Parteientwicklung

Die Parteiarbeit aller Ebenen war in den Jahren 2008 und 2009 maßgeblich durch die Wahlkämpfe geprägt. Uns ist es dabei – wenn auch in unterschiedlichem Maße – gelungen, dies mit anderen Aktivitäten sinnvoll zu verknüpfen. Schwerpunkte waren dabei die Bereiche:

· Mitgliederentwicklung
Während im Kommunalwahljahr 2008 327 Neueintritte zu verzeichnen waren, kamen im Jahr 2009 nur 217 Neue zur Brandenburger LINKEN. Besonders problematisch ist dabei der geringe Anteil weiblicher Neumitglieder. Im Jahr 2009 traten lediglich 48 Frauen in unsere Partei ein. Der Landesvorstand hatte mit eigenen Aktivitäten versucht, die Mitgliederarbeit zu verstärken. So wurde eine landesweite Arbeitsgruppe Mitgliederprojekt initiiert, Wahlkampfmaterialien immer mit der Werbung für eine Mitgliedschaft verbunden und landesweite Neumitgliedertreffen organisiert. Die Erfolge blieben aufgrund der hohen Belastung jedoch unter unseren Erwartungen.

· Politische Bildung
Im Mai 2008 legte der Landesvorstand Leitlinien für die Politische Bildung vor. Ziel war eine stärkere Vernetzung der Bildungsarbeit auf Landes- und Kreisebene und die Entwicklung neuer Ansätze in der Bildungsarbeit. Durch die Wahlkämpfe verlagerte sich die inhaltliche Schwerpunktsetzung in der politischen Bildung stark. Es gab eine Vielzahl Wahlkampf relevanter Bildungsangebote des Landesvorstandes, die jedoch nicht immer auf die gewünschte Resonanz stießen. Hier muss weiter über attraktive Formen der politischen Bildung nachgedacht werden.
Der Landesvorstand hat im Oktober 2008 einen landesweiten Workshop zur Zukunft der politischen Bildung im Landesverband „Politische Bildung neu gedacht“ durchgeführt und im Anschluss daran den Dialog mit den Kreisverbänden zur künftigen gemeinsamen Gestaltung politischer Bildungsarbeit gesucht. Die mit den Kreisverbänden getroffenen Vereinbarungen werden in die Überlegungen zur Planung und Durchführung der bevorstehenden Programmdebatte und der mit ihr verbundenen politischen Bildungsarbeit einfließen.
Der Landesvorstand hat darüber hinaus in beiden Jahren den Lehrgang „Politikmanagement fürs Ehrenamt“ angeboten. Das Konzept, ehrenamtliche Arbeit damit zu fördern und zu professionalisieren, hat sich bewährt.

· Öffentlichkeitsarbeit 
Mit den Wahlkämpfen ist uns auch im Bereich Öffentlichkeitsarbeit erneut ein Qualitätssprung gelungen. Dazu zählten beispielsweise eine stets aktuelle und ansprechende Homepage und ein einheitliches Wahlkampf-Erscheinungsbild in nahezu allen Kreisverbänden. Hier hat DIE LINKE Brandenburg vor allem im Kommunalwahlkampf 2008 Maßstäbe für die gesamte Bundespartei gesetzt.
In diesem Zusammenhang hat sich der Landesvorstand von der Herausgabe der Landeszeitung „Brandenburger Seiten“ verabschiedet und das Augenmerk auf eine Wahlkampf unterstützende Öffentlichkeitsarbeit gelegt.
Zum Abschluss seiner Wahlperiode hat der Landesvorstand eine Diskussion um die Neukonzipierung der Öffentlichkeitsarbeit angestoßen, die jedoch noch nicht abgeschlossen ist.

· Innerparteiliche Kommunikation 
Zugleich ist deutlich geworden, dass dem Thema innerparteiliche Kommunikation mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden muss. Schon im Kommunalwahlkampf trat das Problem zu Tage, dass strategische Verabredungen zwischen Landes- und Kreisebene nur unzureichend bis an die Basis kommuniziert wurden. Dieses Problem verstärkte sich bei der Debatte um ein Wahlverfahren bei der Aufstellung der Landesliste für die Landtagswahl. Der Landesvorstand hat versucht, diese Defizite durch die verstärkte Einbindung des Landesausschusses zu beheben. Das ist nur zum Teil gelungen. 
In der Phase der Koalitionsbildung hat der Landesvorstand daher zusätzlich auf das Mittel von Regionalkonferenzen zurückgegriffen. Diese Form der innerparteilichen Meinungsbildung hat sich bewährt.

· Parteireform
Gerade die Defizite bei der innerparteilichen Kommunikation aber auch die Tatsache, dass die Partei in den Wahlkämpfen mehr und mehr an die Grenzen ihrer Belastbarkeit stößt, haben den Bedarf neuer innerparteilicher Strukturen und moderner Lösungen nochmals hervorgehoben. Zugleich reichte in den Wahlkampfjahren dafür weder die Zeit noch die Kraft. Die Parteireform muss daher in den kommenden Jahren zu einem Schwerpunkt der Arbeit der Partei werden.

· Jugendarbeit
Die Zusammenarbeit mit dem Jugendverband hat sich in den Wahlkampfjahren als belastbar und gut erwiesen. Dabei war es von Vorteil, dass der Jugendverband mit Katharina Dahme eine direkte Vertreterin im Landesvorstand hatte. So gelang es, die Balance zwischen nötiger Einbindung und gewünschter Eigenständigkeit des Jugendverbandes immer wieder aufs Neue auszutarieren. Der Jugendverband hat zudem mit seinem eigenständigen und engagierten Jugendwahlkampf einen großen Beitrag zu den Erfolgen der Partei geleistet.

Darüber hinaus war der Landesvorstand an einer intensiven Zusammenarbeit mit den Kreisverbänden interessiert. Es hat sich gezeigt, dass die Unterstützung der ehrenamtlichen Arbeit vor Ort verstärkt werden muss. Kreisverbände erreichen zunehmend die Grenze der politischen und organisatorischen Leistungsfähigkeit. Der Landesvorstand hat außerdem versucht, in zahlreichen Konflikten innerhalb von Kreisverbänden vermittelnd zu unterstützen.

Die Zusammenarbeit mit den Arbeits- und Interessengemeinschaften im Landesverband gestaltetete sich in unterschiedlichem Maße. Während beispielsweise mit der AG SeniorInnen ein intensiver Gedankenaustausch stattfand, arbeiten andere Zusammenschlüsse enger mit der Landtagsfraktion zusammen oder wirken relativ autonom. Folgende aktive Zusammenschlüsse arbeiten derzeit im Landesverband:

· AG SeniorInnen

· LAG Umwelt

· AG Geschichte

· Kommunistische Plattform

· Netzwerk der EL

· LAG Schule und Bildung

· AG Betrieb und Gewerkschaft

· AG Lisa

· LAG Linke Behindertenpolitik

· LAG Rote Reporter

· LAG Queer

· LAG Kultur

· LAG Arbeit und soziale Gerechtigkeit
· LAG Solidarische Ökonomie

· AG Neues Denken

· LAG Linke Unternehmer

· LAG Arbeitsgesetzbuch

Eine intensive Zusammenarbeit an einzelnen Projekten gab es in den Jahren 2009 und 2010 mit der AG Umwelt (Volksbegehren Keine neuen Tagebaue), dem Netzwerk EL (Europacamp, Pfingsten, internationale Arbeit), AG Lisa (internationale Frauenkonferenz), LAG Rote Reporter (Unterstützung bei Weiterbildungsveranstaltungen). 
5. Finanzarbeit
Der Berichtszeitraum umfasst den größten Teil des Jahres 2008 und das Jahr 2009. Neben den ganz normalen Aufgaben, wie der Erstellung der Rechenschaftsberichte für die Jahre 2007, 2008 und derzeit 2009 sowie den Finanzplanungen für die Jahre 2008, 2009 und 2010 war die Legislaturperiode von den Wahlkämpfen in jeder Hinsicht geprägt.

Mit Beginn des Jahres 2008 stellten wir uns auf die kommenden Wahlkämpfe ein. Wir unterstützten aus den Rücklagen des Landesverbandes die Volksinitiative und vor allem das Volksbegehren zum Sozialticket. Ebenso forderte uns die Volksinitiative zu „Keine neuen Tagebaue – für eine zukunftsfähige Energiepolitik“ und schließlich das Volksbegehren hierzu finanziell in besonderer Weise. Landesvorstand und Landesausschuss beschlossen die Kampagne zum Volksbegehren mit 30.000 € aus unseren Rücklagen im Zentralen Wahlkampffonds zu unterstützen.

Mit diesen inhaltlichen Kampagnen bereiteten wir den Kommunalwahlkampf vor und begleiteten ihn. Der Landesvorstand wandte seinerseits für den Kommunalwahlkampf 212.000 € auf. Die ursprünglich veranschlagten 200.000 € stellten sich als nicht ausreichend heraus, so dass der Landesvorstand noch in der Vorbereitungsphase des Wahlkampfes den Etat bei der Beschlussfassung zum Finanzplan auf 220.000 € erhöhte. Die Abrechnung ergab dann eine leichte Unterschreitung der Plansumme.

Schwerpunkte der Aufwendungen des Landesvorstands waren das Großflächenprojekt und eine eigene Wahlforschungsumfrage. Erstmals wurden solche Projekte in eigener Verantwortung des Landesvorstands umgesetzt. Beide stellten sich als wirkungsvolle Maßnahmen heraus. Mit der Umfrage erreichten wir einen Überblick über die die Bürger interessierenden politischen Themen und ihre Haltung dazu. Die Kampagnen zum Sozialticket, zum elternbeitragsfreien Schülerverkehr und zu den Tagebauen wurden auf deren Grundlage geführt. Die Materialien des Kommunalwahlkampfes, insbesondere die landesweiten Themenplakate, wurden danach entwickelt. Das führte dazu, dass wir insbesondere der SPD Themen „abnahmen“ bzw. die SPD beim Sozialticket und beim elternbeitragsfreien Schülerverkehr zum Einlenken brachten. Das Geld war gut angelegt. Der Erfolg spiegelte sich im Kommunalwahlergebnis, wo wir mit der SPD Augenhöhe erreichten.

Die Augenhöhe sollte im Jahr 2009 bei den Europawahlen am 07. Juni und bei den Landtags- und Bundestagswahlen am 27.09. gehalten werden.

Die Finanzierung des Europawahlkampfes wurde mit einem Etat von 30.000 € auf Landesebene beschlossen. Die Mittel wurde aus den Rücklagen des Landesverbands beim Zentralen Wahlkampffonds des Parteivorstands entnommen. Die Abrechnung ergab vorläufig 27.000 € Ausgaben und wird mit dem Jahresabschluss 2009 exakt festgestellt werden.

Die Finanzierung des Landtags- und Bundestagswahlkampfes erfolgte auf der Ebene des Landesvorstands aus den im Zentralen Wahlkampffonds der Bundespartei angesparten Mitteln aus der staatlichen Parteienfinanzierung, die wir auf unser Landtagswahlergebnis von 2004 erhalten haben. Dabei handelte es sich um 163.400,50 € jährlich. Von diesen Geldern hatten wir bereits den Kommunalwahlkampf, den Europawahlkampf und die Kampagnen zu den Volksbegehren Sozialticket und „Keine neuen Tagebaue - für eine zukunftsfähige Energiepolitik“ bestritten. Wir riefen für den LT- und BT-Wahlkampf aus dem Fonds 400.000 € ab und ergänzten nach einem ersten Entwurf des Finanzplans diesen Betrag um weitere 20.000 € aus eingesparten Mitteln der Wahlkämpfe und Kampagnen in 2008.

Bei einer Zwischenauswertung am 28.08.2009 ergab sich, dass der Landesverband hinsichtlich dieses Betrags eine Punktlandung zu erwarten haben wird. Die erteilten Aufträge und die sicher zu erwartenden Kosten weiterer, noch zu erteilender Aufträge summierten sich auf ca. 405.000 €. Das LWKB entschied über die Verwendung der verbleibenden Mittel im Wahlkampfendspurt, so dass die vorläufige Endabrechnung sich auf 420.000 € beläuft. Auch hier erfolgt die endgültige Feststellung des Ergebnisses mit dem Jahresabschluss.

Die Kreisverbände brachten ihrerseits Mittel ein, vor allem um Veranstaltungen vor Ort zu finanzieren. Die Kreisverbände trugen vereinbarungsgemäß die Druckkosten für Personenplakate und anteilig für Give-aways.

Das hervorragende Wahlergebnis auf Landesebene, nämlich die gesteigerte Anzahl absoluter Stimmen, führt zu einer künftigen jährlichen staatlichen Parteienfinanzierung von ca. 188.000 € jährlich, die in den Zentralen Wahlkampffonds einzubringen sind. (Allerdings stehen mit den direkten Wahlen zu den Landräten auch neue finanzielle Herausforderungen vor uns.)

Im Jahr 2009 verständigte sich der Landesvorstand zudem auf ein neues System der finanziellen Unterstützung von Wahlen zu Oberbürgermeistern, Landräten und hauptamtlichen Bürgermeistern. Wahlkämpfe zu Landräten und Oberbürgermeistern werden mit 10.000 € je Wahlkampf unterstützt. Bei Wahlkämpfen zu hauptamtlichen Bürgermeistern unterstützt der Landesvorstand durch Herstellung mit Kostenübernahme von Plakaten und Kandidatenfoldern als Grundbesteck des Wahlkampfes im einheitlichen Erscheinungsbild.

Diese Beschlüsse wurden im Jahr 2009 vor allem auf die Kampagnen zu den Bürgermeisterwahlen am 27.09.2009 und vereinzelten Wahltermin bis Jahresende 2009 angewendet. Die Landratswahlkämpfe zum Wahltermin 10.01.2010 wurden im Jahr 2009 noch aufgenommen und in das Jahr 2010 hinein geführt.

In den Jahren 2008 und 2009 entwickelten sich die Beitrags- und Spendeneinnahmen wie folgt:

2008
Beiträge
1.598.808,84 €

Spenden 
407.818,52 €

2009
Beiträge
1.560.000,00 €

Spenden
432.000,00 € 
(vorauss.)

Die Beitragseinnahmen sind weiter rückläufig, wobei allerdings die geplanten Prognosen überschritten werden können und voraussichtlich ca. 70.000,00 € mehr Mitgliedsbeiträge als geplant eingenommen wurden. Die Spendeneinnahmen liegen insgesamt im Plan. Dabei sind allerdings die regionalen Unterschiede groß.

Die Vermögenslage im Landesverband hat sich per 31.12.2008 und 30.09.2009 wie folgt entwickelt:

2008
LV
428.559,08 €
Kreisverbände
985.801,76 €
gesamt
1.414.360,84 €

2009
LV
525.013,34 €
Kreisverbände
958.416,79 €
gesamt
1.483.430,13 €

Mit dem Jahresabschluss und der endgültigen Abrechnung der Wahlkämpfe werden sich hier noch Veränderungen ergeben. Diese werden rechtzeitig zum Landesparteitag nachgereicht.

Es bestätigt sich der Trend, dass im Landesdurchschnitt weiter mit zurückgehenden Beitragseinnahmen und Mitgliedszahlen zu rechnen ist. Allerdings zeichnet sich ein differenziertes Bild. Es gibt Kreisverbände, die die Mitgliedszahlen steigern können, und es gibt auch Kreisverbände, die 2009 ihre Beitragseinnahmen im Vergleich zum Vorjahr steigern konnten. Allerdings korrelieren die Kreisverbände nicht miteinander. Neueintritte haben nur bedingt etwas mit Beitragsmehreinnahmen zu tun. Ein effektives Mittel zur Erhöhung der Beitragseinnahmen ist offenbar auch die Arbeit an der Beitragsehrlichkeit und dabei an der vollständigen und beitragstabellengerechten Kassierung der Mitgliedsbeiträge. Hier soll mit den Zuwendungsbescheinigungen zum Jahr 2009 ein Mitgliederbrief zur tabellengerechten Zahlung im Bankeinzugsverfahren ein weiterer Beitrag werden.

Im Berichtszeitraum haben die Mandatsträger durch ihre regelmäßigen Spenden in erheblichem Umfang zur Finanzierung des Landesverbands beigetragen. Dafür gilt ihnen unser Dank. Durch die  Finanzordnung der LINKEN ist klar gestellt, dass Mandatsträger auf allen Ebenen zu regelmäßigen Spenden angehalten sind. Neu im Jahr 2009 waren Mandatsträger durch die Regierungsbeteiligung. Mit ihnen sowie mit den Abgeordneten der Landtagsfraktion wurden gemeinsam Empfehlungen zu den Mandatsträgerbeiträgen erarbeitet und in Vereinbarungen umgesetzt. Als regelmäßiger (normaler) Parteibeitrag eines MdL entsprechen etwa 120 € der Beitragstabelle (4% vom Netto bei mehr als 2.500 € monatlich). Als Mandatsträgerbeitrag wurden empfohlen und vereinbart: 340 € je MdL, 450 € für die Vizepräsidentin des Landtags, 600 € für die Fraktionsvorsitzende und die Minister. Es können je unterhaltspflichtigem Kind 30 € abgezogen werden. Im Ergebnis folgt aus den neuen Vereinbarungen eine höhere Gesamteinnahme an Mandatsträgerbeiträgen im Haushalt des Landesvorstands.

Dank gilt all jenen, die sich als KreisschatzmeisterInnen, Finanz- oder Mitgliederprogrammverantwortliche um die Finanzarbeit der Partei kümmern. Sie schaffen mit ihrem meist ehrenamtlichen Engagement die organisatorisch-finanzielle Basis der Partei, auf der die politische Arbeit aufbauen kann.

6. Dank

Der Landesvorstand dankt allen MitstreiterInnen für die Hilfe bei der Erfüllung seiner Aufgaben. Wir wissen, dass vieles von dem nicht möglich gewesen wäre, ohne die fleißige Arbeit unserer hauptamtlichen MitarbeiterInnen, ohne das ehrenamtliche Engagement unserer GenossInnen vor Ort, ohne die vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den Kreisvorsitzenden, den KreisgeschäftsführerInnen, den KreisschatzmeisterInnen und den Mitgliedern der Landtags- und Bundestagsfraktion, ohne fleißige PraktikantInnen der Landesgeschäftsstelle und ohne die konstruktive Zusammenarbeit mit vielen externen Partnern. Dafür vielen Dank!

Bericht der Landesschiedskommission an den Landesparteitag

Der Bericht der Landesschiedskommission umfasst den Zeitraum der letzten Tagung des Landesparteitages der Die Linke   beginnend am 27.01. 2008.

Sieben Mitglieder wurden in die Landesschiedskommission gewählt, die auf der Grundlage des Parteiprogramms, der Landessatzung sowie der Schiedsordnung der Die Linke die gestellten Anträge bearbeiteten.

Auf der konstituierenden ersten Beratung wählten die Mitglieder Genn. Sybille Brock zur Vorsitzenden und Gen. Jürg Wegewitz zum stellvertretenden Vorsitzenden der Landesschiedskommission.

In der zurückliegenden Wahlperiode behandelte die LSK neun Anträge und beantwortete mehrere mündliche Anfragen:

Inhalt der Anträge:

· Fünf Anträge auf Ausschluss eines/einer Genossen/in aus der Partei

· Eine Wahlanfechtung 

· Beschwerde zur Arbeit eines KV

· Einen Widerspruch zum Plan der Abführungen

· Beschwerde zur Arbeit der Fraktion

Ein Ausschlussantrag wurde weitergeführt aus der vergangenen Legislatur und im Anhörungsverfahren behandelt. Dem Ausschlussantrag wurde von der LSK entsprochen. Der Beschluss wurde im Widerspruchsverfahren durch die BSK aufgehoben. Ein Ausschlussantrag wurde zurückgenommen, da die Genossin zwischenzeitlich Ihren Austritt erklärte. Die drei weiteren Verfahren wurden als unbegründet zurückgewiesen. Dazu möchte die LSK noch einmal ausdrücklich betonen, dass ein Ausschluss eines Genossen das allerletzte Mittel sein sollte und nur bei wirklich schweren und irreparablen Schäden für die Partei  angewendet werden soll. Eine Disziplinierung mittels Ausschlussantrag entspricht nicht unserem Demokratieverständnis.

Die LSK hat lt. Schiedsordnung bestimmte Befugnisse. Sie kann aber nicht einen Beschluss des Landesparteitages außer kraft setzten wie z.B. den Plan der Abführungen. Der Behandlung dieses überaus wichtigen finanziellen Instrumentes sollte aber in Zukunft besondere Bedeutung beigemessen werden, um kein negatives Konkurrenzdenken zwischen den Kreisverbänden aufkommen zu lassen. 

Der Antrag auf Wahlanfechtung wurde als unbegründet zurückgewiesen, ist aber von der Antragstellerin in Berufung zur BSK gegangen.

Auf alle Anfragen hat die LSK den Genossinnen und Genossen geantwortet. Auch konnte durch die Beratung und Auskünfte die Einleitung eines Schiedsverfahrens vermieden werden. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist kein Verfahren vor der LSK anhängig.

Im Ergebnis musste festgestellt werden, dass Anträge auf Ausschluss überproportional zugenommen haben. Allerdings ist die Zahl der Anträge im Laufe des Jahres 2009 wieder zurückgegangen.

Insgesamt hat die LSK in der  zurückliegenden Wahlperiode 10 Sitzung durchgeführt.

Sybille Brock

Vorsitzende der LSK

Bericht der Landesfinanzrevisionskommission an den Landesparteitag

Liebe Genossinnen und Genossen,

in der letzten Wahlperiode Januar 2008 bis März 2010 arbeitete die LFRK mit vier ordentlich gewählten ständigen Mitgliedern, die sich in diesem Rahmen insgesamt zu neun Prüfungen (fünf in 2008 und vier in 2009) im Landesvorstand in der Alleestraße trafen.

Zu jedem Prüfungstermin war der Landesschatzmeister   auf  Einladung anwesend und berichtete dabei über aktuelle Entwicklungen des Landesverbandes und deren konkrete finanzielle Auswirkungen. 

Die LFRK legte ihre Prüfungsschwerpunkte auf 

· die Haushaltspläne der Jahre 2008 und 2009

· die Jahresabschlüsse der Jahre 2008 und 2009 sowie auf  

· den Kommunalwahlkampf 2008.

In diesem Zusammenhang führte die LFRK 

· unangemeldete Kassenprüfungen, 

· Kontoprüfungen sowie 

· Belegprüfungen zu Sachaufwendungen, 

     des Anlagevermögens sowie 

     im Personalbereich und zur 

     Einhaltung der parteiintern erlassenen Regelwerke 

aus, protokollierte dazu entsprechende Prüfungsfeststellungen und – soweit erforderlich - Prüfungsempfehlungen, die sie in der Regel an den Landesvorstand  und in einem Einzelfall an die Bundesfinanzrevisionskommission (BFRK)  zur Kenntnisnahme und zukünftigen Beachtung weiterreichte.    

Darüber hinaus konsultierte sie einmal jährlich im Zuge des Jahresabschlusses den zuständigen Wirtschaftsprüfer und besuchte auf Einladung der BFRK ein zweitägiges Wochenendseminar. 

Die Zusammenarbeit mit dem Landesschatzmeister sowie mit den Genossinnen der Buchhaltung war von Offenheit und Vertrauen geprägt. Der LFRK wurden alle für die Prüfungen erforderlichen Unterlagen und Belege vorgelegt. Ebenso einbezogen war die LFRK in die Vorbereitung finanzpolitisch relevanter  Beschlüsse und Entscheidungen des Landesvorstandes und des Landesfinanzrates. 

Dafür möchte sich die LFRK an dieser Stelle ausdrücklich bedanken.    

Abschießend bescheinigt die LFRK dem Landesverband im Berichtszeitraum einen ordnungsgemäßen Umgang mit den finanziellen Mitteln der Partei und empfiehlt den Delegierten des Landesparteitages, dem LSM eine entsprechende Entlastung zu erteilen. 

Potsdam, im März 2010

Die Vorsitzende und die Mitglieder der LFRK
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werden. Das verlangt auch eine klare Schlussfolgerungen aus dem „Realsozialismus“ der Vergangenheit. 

Damit sind wir für alle Menschen offen, die, unabhängig von ihrer Herkunft und Lebenslage, unsere demokratisch-sozialistische Ziel-, Weg- und Werteorientierungen und –vorstellungen teilen. 

Es geht um Gesellschafts- und Menschenbilder für linke Politik. Und es geht um ein schlüssiges Konzept, das der gegenwärtigen Gesellschaftsentwicklung entgegengesetzt werden kann. Ausgangspunkt unserer Programmatik sind die gegenwärtige gesellschaftliche Situation und die damit verbundenen Nöte und Sorgen der Menschen. Im Zentrum sollte der notwendige sozial-ökologische Umbau der Gesellschaft stehen. 

Dass linke Politik nicht an den Grenzen von Nationalstaaten halt macht, sollte auch in der Programmdiskussion deutlich werden. Wir wollen, dass das proeuropäische Bekenntnis unserer Partei mit Inhalten gefüllt wird. Gerade weil wir Kritik an den Institutionen der Europäischen Union, wie sie jetzt sind, haben, ziehen wir uns nicht auf die nationale Ebene zurück, sondern wollen die EU demokratischer, friedlicher und sozialer gestalten. Nutzen wir alle Handlungsmöglichkeiten und verändern wir Europa!

Schließlich muss mit Blick auf die Globalisierungsprozesse diese Sicht auch international erweitert werden. Sozialistische Programmatik setzt auf eine friedliche, das Völkerrecht achtende Außenpolitik, die vorhandene internationale Institutionen und Organisationen nicht negiert, sondern demokratisieren will und sich vor der Frage, wie und mit wem das gelingt, nicht drückt. 

Diese Punkte werden Kernthemen eines neuen Programms für unsere Partei sein. Der Brandenburger Landesverband wird sich in die Diskussion darum intensiv einbringen. Nicht nur unsere Wahlerfolge bestätigen uns in dem Anspruch, uns auch zukünftig in den bundesweiten programmatischen und strategischen Debatten der Partei zu Wort zu melden. Wir wissen: Beständiger Erfolg auf allen Ebenen gelingt nur mit einem abgestimmten Handeln in Kommune, Land und Bund. Das ist unsere gemeinsame Verantwortung. Dabei ist der Blick auf die aktuellen Gegebenheiten und Problemlagen ebenso von Bedeutung wie unsere langfristigen gesellschaftspolitischen Zielstellungen. Die Menschen erwarten zu Recht von uns Antworten auf die Herausforderungen von heute und Klarheit über unsere Vorstellungen für morgen.

In den Jahren 2010/11 stehen wichtige Wahlkämpfe an. 

Nach unseren Erfolgen im vergangenen Jahr müssen wir uns jetzt auf die Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen konzentrieren. Im Mittelpunkt dieser Auseinandersetzung steht ein zentrales Thema unserer Bundestagswahlkampagne: Wer bezahlt die Folgen der Finanzkrise? CDU und FDP wollen die Wählerinnen und Wähler betrügen, indem sie die sozialen Kürzungen, die sie vorbereitet haben, vor dieser entscheidenden Wahl verschweigen. Es ist unsere Aufgabe, dieses Spiel zu durchkreuzen. Der Einzug der LINKEN auch in den nordrhein-westfälischen Landtag würde dazu führen, dass die Lasten der Finanzkrise gerechter verteilt werden. Mit den Landtagswahlen in den Jahren 2010/2011 in Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Berlin werden wir auch im Osten dazu beitragen. Bei den Wahlen in Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Bremen werden wir für eine stärkere parlamentarische Vernakerung der LINKEN im Westen kämpfen. Dafür lohnt es sich zu streiten. Mit außerparlamentarischen
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Informationswege im Landesverband müssen effizienter werden. Es liegt in der Verantwortung des Landesvorstandes und der Kreisvorstände, geeignete vernetzte Informationsstrukturen weiter zu entwickeln. Dazu gehört neben einem sinnvollen System von Beratungen und Konferenzen der deutliche Ausbau eines sicheren Netzes elektronischer und verbaler Kommunikation. Die Kreisverbände bestimmen aber selbst, wie schnell und wie gut wichtige Informationen und Debatten kommuniziert werden. 

Wir wollen Schlussfolgerungen aus dem Verfahren zur Koalitionsbildung ziehen. So wollen wir eine innerparteiliche Diskussionskultur fördern, die sachliche Kritik ermöglicht. Sie soll von gegenseitigem Vertrauen und Respekt getragen sein. Zugleich wollen wir an die guten Erfahrungen mit den Regionalkonferenzen anknüpfen. 

Gleichzeitig wollen wir Anstrengungen unternehmen, die Arbeitsfähigkeit der Parteigliederungen auch in Zukunft zu erhalten. Das wird auch weiterhin zum größten Teil nur ehrenamtlich gehen. Politische Arbeit darf aber nicht zu physischer Überlastung führen. Wir wollen auf eine enge Verknüpfung unserer Arbeit mit der der Abgeordneten setzen. Wir wollen uns auf Landesebene strukturell neu sortieren und fordern die Kreisverbände auf, ihre Strukturen ebenfalls modernen Anforderungen anzupassen. Dazu gehört eine Analyse der Arbeitsfähigkeit in allen Kreisverbänden und eine Auswertung der Erfahrungen des neu gegründeten Kreisverbandes Lausitz.

Dabei wollen wir auch über die Regionalisierung unserer Arbeit nachdenken. Ziel ist es, die Aktions- und Kampagnenfähigkeit des Landesverbandes zu sichern. Sinkende hauptamtliche Ressourcen müssen durch ehrenamtliche Aktivitäten in den Kreisverbänden kompensiert werden. Dazu wollen wir das Ehrenamt stärken und unterstützen. 

Wichtig ist dabei ein effizientes Zusammenwirken haupt- und ehrenamtlicher Strukturen. In vielfacher Form wird Parteiarbeit bereits durch viele GenossInnen in den Kreisen ehrenamtlich geleistet. Ohne sie wäre unser Landesverband nicht arbeitsfähig und dies verdient unsere uneingeschränkte Anerkennung. 

Die Programmdebatte mit ganzer Kraft führen. Politische Bildung stärken.

Der Landesverband wird sich mit all seinen Erfahrungen in die bundesweite Programmdebatte einbringen. Ziel ist es, inhaltliche Konflikte produktiv zu machen. Diskussionen verstehen wir nicht als Konflikt, sondern als Teil einer inhaltlichen Profilschärfung und gemeinsamer Aneignung. Wir rufen alle Mitglieder zur aktiven Teilnahme an dieser Debatte auf. 

Wir wollen die Programmdebatte mit politischer Bildungsarbeit verknüpfen. Dabei sollen vielfältige und zeitgemäße Formen politischen Lernens zur Anwendung kommen und die unterschiedlichen neuen Wege individuellen und gemeinsamen Lernens Berücksichtigung finden. Wir wollen damit so viele Mitglieder wie möglich erreichen und in die Diskussions- und Lernprozesse einbeziehen. Wir wollen, dass Programmdebatte und politische Bildung feste und selbstverständliche Bestandteile unserer politischen Praxis werden.“

Die innerparteiliche Demokratie stärken.

Eine Partei und ihre Politik lebt von der Mitarbeit und dem Engagement ihrer Mitglieder. Innerparteiliche Diskussionen sind nötig und wichtig. Wir wollen deshalb die dafür vorgesehenen Gremien (Vorstände, Landesausschuss, Kleiner Parteitag) weiter stärken und der Gremienarbeit das nötige Gewicht im Landesverband einräumen. Ziel ist es, die Mitgliedschaft in die Lage zu versetzen, die Politik des Landesverbandes – wie z. B. die Regierungsarbeit – nicht nur 

Änderungsantrag 1 zum Leitantrag

opponieren, regieren, konsolidieren, verjüngen

DIE LINKE Brandenburg und ihre Aufgaben in den kommenden Jahren

Einreicher: Artur Pech, 

Unterstützerinnen: Eva Böhm, Elvira Strauß, Mechthild Tschierschky, Monika Huschenbett

Streichen:
In Zeile 38 – 39:

„Bei Hartz IV fordert der Paritätische Wohlfahrtsverband eine "Totalrevision".

Mittlerweile gibt es fast jeden Tag neue Vorschläge, um Hartz IV zu verändern.“

Dafür einfügen:

DIE LINKE unterstützt den Kampf der Gewerkschaften und Sozialverbände für eine sofortige Anhebung der Regelsätze für Hartz IV-Empfängerinnen und -Empfänger. Wir fordern für diese Wahlperiode die Anhebung auf 500 Euro. Es muss ein existenzsichernder, flächendeckender, gesetzlicher Mindestlohn eingeführt werden, der im Verlauf der Wahlperiode auf zehn Euro erhöht wird."

Für Kinder und Jugendliche ist eine eigenständige Bedarfsermittlung vorzunehmen und eine bedarfsdeckende Kindermindestsicherung zu schaffen, bei der das Einkommen berücksichtigt wird.

Begründung:

Es ist nicht ausreichend, wenn im Leitantrag zwar vom Mindestlohn geredet eine klare Forderung jedoch vermieden wird.

Der Linken in Brandenburg darf es gerade bei Hartz IV nicht genügen, lediglich eine Vielzahl nicht benannter Vorschläge und Forderungen des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes zu erwähnen. Sie hat hier sehr wohl eigene Ziele.
Die genannten Ziele entsprechen der Beschlusslage in der Bundespartei.

Kompromisse in einer Koalitionsvereinbarung müssen noch lange nicht bedeuten, dass die Partei in Brandenburg auf eigene Ziele verzichtet.

Änderungsantrag 2 zum Leitantrag
EinreicherInnen: Katharina Dahme, Norbert Müller (beide Delegierte des Jugendverbandes)


ÄA 1

Z 18-21 

Ersetze von „Die linke...“ bis „...Zusammenbruch verhindert.“ durch:

"Die Wirtschaftskrise hat die neoliberale Marktideologie in Frage gestellt. Diese Situation hat der Linken die Möglichkeit eröffnet, Elemente linker Wirtschaftspolitik in die Debatte zu bringen. Trotzdem hat es seitens der Bundesregierung keine Korrekturen zugunsten einer sozialeren Politik gegeben. Bisher haben vor allem Kurzarbeit und Abbau von Überstunden einen Kriseneinschlag aufschieben können und der Zusammenbruch der Banken wurde durch massiven Einsatz von Steuergeldern verhindert." 

Begründung: 

Es hat weder nennenswerte Korrekturen gegen eine neoliberale Deregulierung gegeben, noch kann man das, was passiert ist als Keynesianismus bezeichnen. In der Krise ist das Geld nämlich bei den Banken gelandet und nicht im Sinne der Konsumförderung bei den Menschen. 

ÄA 2

Z 46-50

Ersetze von „DIE LINKE will...“ bis „...vor dem Gesetz gleich sind.“ durch:

„DIE LINKE tritt für das Primat demokratischer Politik über die Wirtschaft sowie für einen sozialen und ökologischen Wandel ein. Alternative Wirtschaftspolitik zielt auf ein starkes Gewicht sozialstaatlicher Politik gegen deren Unterordnung unter Marktzwänge. Gewinnorientiertes unternehmerisches Handeln ist wichtig für Innovation und betriebswirtschaftliche Leistungsfähigkeit, führt jedoch zur Zerstörung unserer Lebensgrundlagen, zunehmender sozialer Ungleichheit und Spaltung, wenn es nicht gesellschaftlichen Schranken und Regeln unterworfen wird.“

Begründung:
Die Frage von Unternehmensbeteiligungen durch Belegschaften und Vergesellschaftungen von Schlüsselindustrien wird ein zentraler Punkt der Programmdebatte sein. An dieser Stelle wäre es etwas dürftig, die Politik der Partei in der Eigentumsfrage in wenigen Worten zu beschreiben, zumal hier die Programmdebatte noch aussteht.


ÄA 3
Z 95-96

Komplette Streichung des Satzes.

Begründung:
Dieser Satz ist redundant. Das eine Grundsatzprogramm kein Wahlprogramm ist und sich deswegen auch aus den tagespolitischen Forderungen von Wahlprogrammen nicht ableiten kann, dürfte Allgemeingut sein. Es ist wohl unstrittig, dass eher umgekehrt ein Schuh daraus wird: Wahlprogramme entstehen auf der Basis des Grundsatzprogrammes.
ÄA 4
Z 97-102

Streiche von „Was ist das langfristige Ziel der LINKEN?“ bis „...entsprochen werden.“

Begründung:
Der Text erfährt durch die Ansammlung unspezifischer rhetorischer Fragen keinen Gewinn, zumal es selbstverständlich bei unserer Programmdebatte nicht um Wählerinnen und Wähler sondern um die Mitglieder der Partei und um Menschen, die ihre Hoffnung in uns setzen geht.



ÄA 5
Z 111-112

Streiche von „Das heißt auch...“ bis „...bestehende Dissense verdecken.“

Begründung:
Dieser Satz ist nicht nur grammatisch unvollständig und unverständlich, er wiederholt auch unnötig. 


ÄA 6

Z 117-120

Die Sätze "Wir finden: ... zu halten." streichen.

Begründung: 

In diesen Sätzen wird das Pferd falschherum aufgezäumt. Nicht wir sind diejenigen, die durch unsere Positionen Regierungsbeteiligung ausschließen, sondern die Gegenseite ist es. Unsere Grundsätze sollten sich nicht nach der Fragestellung ausrichten, ob das zu Regierungsbeteiligung befähigt oder nicht. Sie sollten sich vielmehr von unseren Idealen und dem "demokratischen Sozialismus als Ziel, Bewegung und Wertesystem" (Z 80) ableiten. Die Textpassage ist nur verwirrend und der weiter folgende Text verliert durch eine Streichung nicht. 

ÄA 7

Z 121-136

Ersetze von „Für uns ist der Begriff...“ bis „...Umbau der Gesellschaft stehen.“

„Wir wollen eine Welt schaffen, in der die Würde jeder und jedes Einzelnen wirklich unantastbar ist, in der soziale Gerechtigkeit, Freiheit und Selbstbestimmung, Demokratie und Frieden vereint sind, in der die Menschen im Gleichklang mit der Natur leben. Dazu wirken wir für ein breites Reformbündnis. Gemeinsam streiten wir dafür, dass der Kapitalismus nicht das letzte Wort der Geschichte ist. Dies macht uns unterscheidbar von den anderen Parteien und ist auch eine Antwort auf manche Parteivereinigungsüberlegungen. Dabei müssen wir dogmatische Einengungen vermeiden, denn DIE LINKE hat aus den Erfahrungen des „Realsozialismus“ gelernt. Mit unserem Politikansatz sind wir für alle Menschen offen, die wie wir für einen notwendigen sozial-ökologischen Umbau der Gesellschaft stehen.“

Begründung:
Die bisherigen Zeilen sind wenig lesbar und durch Worthülsen angereichert. Auch die Einführung des Begriffes des Demokratischen Sozialismus ist hier wenig hilfreich, solange der politische Inhalt in der Programmdebatte nicht geklärt ist. Die reine inhaltfreie Belegung und Inanspruchnahme der Begrifflichkeit unterscheidet uns eben nicht von anderen Parteien. Auch die SPD bezieht sich schließlich auf einen völlig entkernten Sozialismusbegriff. Unser in den Programmatischen Eckpunkten festgelegter politischer Anspruch als soziale, demokratische und ökologische Erneuerungspartei hingegen ist ein Alleinstellungsmerkmal, dass es zu betonen gilt. In der Programmdebatte sollte es darum gehen, diesen Anspruch mit einem modernen Begriff des Demokratischen Sozialismus anzureichern und uns damit auch deutlich vom „Sozialismus“-Verständnis der SPD abzugrenzen. Der Begriff des demokratischen Sozialismus wird zudem an früherer Stelle des Textes schon eingeführt.

ÄA 8

Z 139

"den Institutionen" streichen

Begründung: 

Ein Bekenntnis zu "den Institutionen" oder Kritik an "den Institutionen" per se wäre nicht angebracht. Wir kritisieren die Europäische Union, so wie sie jetzt ist, nicht irgendwelche Instutitonen. 

ÄA 9

Z 141

Hinter "...und sozialer gestalten." einfügen:

"Dem Vertrag von Lissabon, den wir weiterhin ablehnen, stellen wir daher unsere eigenen Konzepte entgegen." 

Begründung:

An dieser Stelle haben wir die Möglichkeit, unsere Position zu Lissabon nochmal deutlich zu machen, da es für viele einen schmerzlichen Kompromiss darstellte, sich im Rahmen des Koalitionsvertrags zu diesem Vertrag bekennen zu müssen. 

ÄA 10

Z 217-219

Die beiden Sätze von "Die gesellschaftliche Realität...“ bis „...Politikvorstellungen klären." streichen.

Begründung: 

Die Partei DIE LINKE ist im Westen eine andere als im Osten und das betrifft auch große Teile der Mitgliedschaft. Worin sich aber die gesellschaftliche Realität so dermaßen unterscheiden soll, ist uns nicht klar und wird durch den Text auch nicht erklärt. Steigende Arbeitslosigkeit bzw. prekäre Arbeitsverhältnisse, schlechte Bildungsbedingungen, Abbau oder Privatisierung der Daseinsvorsorge - die gesellschaftlichen Realitäten unterscheiden sich kaum. Zudem ist unklar, warum nicht "rote Linien" gezogen werden sollen. DIE LINKE ist derzeit die einzige Partei, die das Vertrauen der Menschen noch nicht vollkommen verspielt hat und das unter anderem deswegen, weil sie nicht um jeden Preis regiert. "Rote Linien" sind wichtig für die Glaubwürdigkeit einer Partei. Entscheidend ist vielmehr, was die roten Linien sind. Das zu diskutieren ist Aufgabe der Parteibasis. 

Antrag 6.2 

Einreicher: Landesvorstand 

Trennung von Ministeramt in der Landesregierung und Landtagsmandat

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Brandenburger Landesverband der LINKEN spricht sich für eine Trennung von Ministersamt in der Landesregierung und Landtagsmandat aus. 

Der Landesparteitag beauftragt den neu gewählten Landesvorstand, eine diesbezügliche Regelung für die Landessatzung zu entwerfen, innerparteilich zur Diskussion zu stellen und auf einem Landesparteitag innerhalb seiner Legislaturperiode zur Beschlussfassung zu stellen. 
Begründung:

Die angestrebte Satzungsregelung soll klarstellenden Charakter haben und das Selbstverständnis der Partei beschreiben. Bereits in den Diskussionen Anfang der 1990er Jahre zur Erarbeitung der Landesverfassung hatte die PDS die Auffassung vertreten, dass Mitglieder der Exekutive (Regierung) nicht gleichzeitig Mitglieder der Legislative (Landtag) sein sollten, weil die Legislative eine Kontrollfunktion gegenüber der Exekutive hat. 

Die Partei sollte sich hierzu positionieren und für künftig zu bestellende Minister politisch verbindliche Regelungen aufstellen. 

Der Landesparteitag positioniert sich mit diesem Beschluss in der Grundsatzfrage, gibt der Partei die notwendige Zeit eine Satzungsregelung vorzubereiten und zu beschließen. Die dafür zur Verfügung stehende Zeit sollte auf die kommende Wahlperiode des Landesvorstandes begrenzt sein. 

Antrag 7
Einreicher: AG Arbeitsgesetzbuch und Kreisvorstand DIE LINKE Dahme-Spreewald
Wir brauchen in Deutschland ein Arbeitsgesetzbuch! 

Der Landesparteitag möge beschließen: 

Der Landesparteitag begrüßt, dass DIE LINKE insbesondere mit ihrer Bundestagsfraktion gestaltend in die Arbeitsrechtsentwicklung eingreifen und zur Überwindung der angesichts einer Vielzahl von Einzelgesetzen und Urteilen völlig unübersichtlichen Kodifikation beitragen will. Er unterstreicht die Bedeutung des Arbeitsrechts für die Gestaltung der Arbeitsverhältnisse und leitet aus der Wertung des geltenden Rechts einen politischen Auftrag zur Schaffung eines einheitlichen arbeitsrechtlichen Gesetzeswerks als Projekt der LINKEN. ab. 

Begründung: 

Die Forderung nach einem Recht auf Arbeit wurde in der BRD systematisch verdrängt, seine menschenrechtliche Bedeutung ignoriert und auf einen mikroökonomischen Regelungsbedarf zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber herabgestuft. Das geltende Arbeitsrecht beruht auf eine Fülle veralteter Einzelgesetze und Verordnungen, die den gesellschaftlichen Anforderungen an ein gerechtes Arbeitsrecht in keiner Weise entsprechen. Die arbeitsgerichtliche Rechtsfortbildung in Gestalt von über 15.000 veröffentlichten Entscheidungen hat die Unverständlichkeit des Arbeitsrechts und damit seine Unbrauchbarkeit für den juristisch nicht einschlägig vorgebildeten Arbeitnehmer fortgesetzt gefördert und das Arbeitsrecht zu einer Art Arbeitsbeschaffungsprogramm für Experten werden lassen. So wie mit kompliziertem und unübersichtlichem Steuerrecht Heerscharen von Steuerberatern viel Geld verdienen, profitieren z.B. Anwälte von der Undurchsichtigkeit deutschen Arbeitsrechts. Das Recht der Arbeit muss für die Betroffenen ohne Hilfe bezahlter Fachleute zugänglich sein. Das setzt Verständlichkeit voraus. 

Der Abgeordnete Jens Petermann (DIE LINKE.) führte kürzlich vor dem Bundestag aus: 

„In Art.30 (1) EV heißt es: Es ist Aufgabe des gesamtdeutschen Gesetzgebers, das Arbeitsvertragsrecht einheitlich neu zu kodifizieren. Die jüngere deutsche Rechtsgeschichte ist mit dem DDR-AGB von 1976 beispielgebend dafür, dass sich die Arbeitsbeziehungen handhabbar regeln lassen und Rechtssicherheit für die Beteiligten an Arbeitsrechtsverhältnissen erzeugt werden kann... ...Die Linksfraktion wird das Thema in der vor uns liegenden Legislatur aufgreifen und einen Entwurf für ein zeitgemäßes AGB vorlegen“. 
Antrag 8

Einreicher: Landesarbeitsgemeinschaft Rote Reporter

DIE LINKE. Brandenburg braucht ein weiterentwickeltes Medien- und Öffentlichkeitskon​zept – Medienantrag

„Die bessere Sache muss auch die besser verfochtene Sache sein.“ Egon Erwin Kisch

Der Landesparteitag beauftragt den Landesvorstand gemeinsam mit den ehren- und hauptamtlich Verantwortlichen für die Öffentlichkeitsarbeit in den verschiedenen Parteigliederungen bis 30. Juni 2010 ein Medien- und Öffentlichkeitskonzept des Landesverbandes zu erarbeiten, das 

· den aus der Regierungsverantwortung erwachsenen neuen politischen Anforderungen Rech​nung trägt,

· eine effektive Kommunikation zwischen den Verantwortlichen einschließt,

· alle Informations- und Kommunikationsmedien einschließt und  

· die Qualifizierung der Medienverantwortlichen aller Ebenen ermöglicht.

Begründung

DIE LINKE. Brandenburg hat im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit dem seit längerem verlaufenden Prozess von der Mitgliederpartei zur WählerInnenpartei bisher nur im Wahlkampf Rechnung getra​gen. Auf den weiteren Veränderungsprozess zur Regierungspartei wurden bisher keine ausreichen​den Antworten in der Medien- und Öffentlichkeitsarbeit gefunden. 

Die an die kommerziellen Massenmedien gerichtete Öffentlichkeitsarbeit der LINKEN hat Gren​zen. Der Großteil des Medienmarktes in Deutschland liegt in den Händen von vier Konzernen, de​ren politische Vorstellungen denen unserer Partei zuwider laufen. Das wirkt sich unmittelbar auf ihre Berichterstattung aus. 

Die Medienfrage bedarf dringend einer tragfähigen Lösung. Diese kann nur in enger Zusammenar​beit von allen Gliederungen des Landesverbandes, allen Fraktionen, Mandats- und Funktionsträ​gern, allen Redaktionen der Zeitungen erreicht werden. Dieses breite Potential muss mit seinen per​sonellen und materiellen Ressourcen zielgerichteter und effektiver eingesetzt werden.

Potsdam, 12. Februar 2010 
Reinhard Frank, Petra Haase, Heinz Schneider, (SprecherInnen der LAG Rote Reporter)
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